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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Die Preisgestaltung der Medikamente geriet ebenfalls wieder in Bewegung. Die
Kartellkommission hielt an ihrer bereits 1988 geäusserten – und von der
Pharmaindustrie aufs heftigste bestrittenen – Auffassung fest, die Generika würden
durch die bestehende Marktordnung benachteiligt, und sie drohte, eine Untersuchung
des Arzneimittelmarktes einzuleiten. Die Schweizerische Gesellschaft für
Gesundheitspolitik (SGGP) führte eine Tagung zu diesem Thema durch, in deren Verlauf
die Meinungen ziemlich heftig aufeinanderprallten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.11.1989
MARIANNE BENTELI

Aus einem im Nationalrat überwiesenen Postulat der CVP-EVP-Fraktion erhielt der
Bundesrat im Herbst 2014 den Auftrag, Bericht über die Medikamentenverschwendung
zu erstatten. Dabei steht unter anderem eine Kostenschätzung im Zentrum. Zahlreiche
Medikamente werden jährlich von den Krankenkassen bezahlt, jedoch von den
Patientinnen und Patienten nicht eingenommen, sondern weggeworfen. Die Menge
derjenigen Medikamente, die nicht im Abfall landen, jedoch bei Abgabestellen oder
Apotheken zurückgegeben werden, sollte abgeschätzt werden und deren Kosten
beziffert werden. Weiter fordert die Fraktion eine Abschätzung des Volumens
derjenigen Medikamente, die tatsächlich weggeworfen werden. Entsprechend der
vermuteten Erkenntnisse solle die Regierung in der Folge aufzeigen, welche
Massnahmen zu ergreifen seien, um diesen Überkonsum einzudämmen. Vorgeschlagen
wurden die Einführung kleinerer Medikamentenpackungen sowie eine längere
Haltbarkeitsangabe auf denselben. Der Bundesrat hatte in seiner Reaktion die Kosten
bereits umreissen können. Gemäss Santésuisse belaufen sich diese auf jährlich rund
CHF 500 Mio. Der Bundesrat sei ebenso wie die Fraktion bestrebt, den Einsatz von
Arzneimitteln effizient zu halten und Abfälle möglichst zu vermeiden. Ähnliche Aspekte
waren bereits in zahlreichen anderen parlamentarischen Vorstössen behandelt worden,
weswegen nicht mehr als ein Kurzbericht im Sinne einer Übersicht über den Stand der
Arbeiten zur Verminderung der Medikamentenabfälle in Aussicht gestellt wurde. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ziemlich überraschend schickte das BSV im Juni das bereits bewilligte
Gesundheitskassenmodell HMO (Health Maintenance Organization) und das bedeutend
umstrittenere, von der Krankenkasse Grütli vorgeschlagene Bonussystem in eine breite
Vernehmlassung. Während die probeweise Einrichtung von HMO-Praxen in den
Kantonen und bei den Parteien allgemein auf ein eher positives Echo stiess, lehnten
viele Kantone, die SVP, die SP, die Gewerkschaften und die Invalidenverbände das
Bonussystem zum Teil vehement ab, da es zu einer krassen Entsolidarisierung im
Kassenwesen führe. FDP und CVP konnten sich mit einem befristeten Versuch unter
gewissen Bedingungen einverstanden erklären, forderten aber dessen
wissenschaftliche Begleitung. Die meisten Krankenkassen — mit Ausnahme der Helvetia,
die sich dem Grütli-Modell angeschlossen hat — zeigten wenig Begeisterung, erklärten
aber, bei Einführung des Versuchs aus Konkurrenzgründen ebenfalls Bonus-
Versicherungen anbieten zu wollen. Ende Dezember beschloss der Bundesrat, die
beiden Modelle versuchsweise bis Ende 1995 zuzulassen. Am 01.01.1990 wurde in Zürich
die erste HMO-Praxis eröffnet, weitere Praxen sind in Basel, Bern und Lausanne
geplant. Das Bonus-System soll ab dem 01.07.1990 erlaubt werden. 3
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